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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Während bezüglich der Änderung des Transplantationsgesetzes im Jahr 2014 keine
Beratungen stattfanden, stand das Geschäft auf der Agenda der Frühjahrssession 2015
des Nationalrates. Ein Grund für die zeitliche Verzögerung war die langwierige
Auseinandersetzung der SGK-NR zu diesem Gesetz; eine intensive Arbeit, wie sie
Kommissionssprecher Lohr (cvp, TG) zu Beginn der Verhandlungen nannte. Einigkeit
herrschte in der Kommission darüber, dass in der Schweiz zu wenig Spenderorgane zur
Verfügung stünden. Schwieriger war freilich die Lösungsfindung dafür. Ein
grundsätzlicher Aspekt in diesem sensiblen Feld der Gesundheitspolitik ist die Art und
Weise, wie Spenderorgane zur Verfügung gelangen. Entweder erfolgt dies aufgrund
einer ausdrücklichen Zustimmung potenzieller Spenderinnen und Spender oder aber
durch die sogenannte Widerspruchslösung. Nach Letzterer müssen Personen, die nicht
als Organspender zur Verfügung stehen wollen, dies ausdrücklich äussern – mit einer
Erklärung beispielsweise. Die Kommission stellte sich aber auf den gleichen Standpunkt
wie der Ständerat, der sich ebenfalls gegen einen Paradigmenwechsel gewehrt hatte.
Mit 16 zu 8 Stimmen wurde dem Ratsplenum in diesem Sinne empfohlen, auf die
Einführung der Widerspruchslösung zu verzichten und bei der Zustimmungslösung zu
bleiben. Die Gesetzesrevision wurde sodann vor allem bezüglich dieser Frage
debattiert, während andere Bereiche, beispielsweise eine Beseitigung der
Benachteiligung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, weitgehend unbestritten
waren. 
Es war, wie im Ständerat mit Felix Gutzwiller (fdp, ZH), auch im Nationalrat ein Mitglied
der FDP-Liberalen Fraktion, das die Widerspruchslösung propagierte. Daniel Stolz (fdp,
BS) brachte diesen neuen Ansatz in die Volkskammer, unterstützt wurde er von
Politikerinnen und Politikern aus der SP und der SVP. Der Minderheitsantrag sah vor,
dass vollumfänglich auf die Widerspruchslösung gesetzt werden sollte, um eben mehr
Spenderorgane zur Verfügung zu haben. Mit diesem Grundsatzentscheid gälte es,
zahlreiche Artikel im Zuge der Gesetzesrevision anzupassen. Die Eintretensdebatte war
dann geprägt von Argumenten für oder gegen diesen Paradigmenwechsel. Es war von
ethisch-moralischen Grundsätzen die Rede, von Religion, der Verantwortung der
Angehörigen und es wurden weitere Fragen gestellt, wie „wem gehört der
Sterbeprozess?“. Eintreten war jedoch über die Parteigrenzen hinweg unbestritten. 
Das Hauptinteresse lag sogleich auf der Abstimmung über die Widerspruchslösung. Mit
108 zu 67 Stimmen wurde diese aber recht deutlich verworfen. Dabei kann dem
Abstimmungsprotokoll diesbezüglich keine parteipolitische Prädisposition entnommen
werden. Alle Fraktionen waren geteilt, bis auf die grünliberale Fraktion, die unisono die
bisherige Zustimmungslösung unterstützte. Es gab 4 Enthaltungen. 
Im Weiteren gab es Anträge, allesamt Mehrheitsanträge der Kommission, die
Differenzen gegenüber der ständerätlichen Fassung verursachten. Einige wurden
angenommen, so dass die kleine Kammer nochmals über die Bücher muss. Mit 164
Stimmen überwies der Nationalrat seinen Beschluss dem Ständerat (13 Enthaltungen). 1
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